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Unterbreizbacher bekamen Zahlen zu hören / Abwassergebühr würde steigen

Noch keine Entscheidung zu WVS-Austritt gefallen 

Unterbreizbach Seit knapp einem Jahr tragen sich die Unterbreizbacher Gemeinderäte mit dem Gedanken,
dem Wasser- und Abwasserverband Bad Salzungen (WVS) den Rücken zu kehren und die Wasserver-
und 

Nur den Trinkwasserbereich übernehmen, weil der einen kleinen Gewinn bringen könnte? Entweder
ganz oder gar nicht!, sagt WVS-Werkleiter Pagel.
Bild: Heiko Matz 

Abwasserentsorgung in die eigenen Hände zu nehmen. Es zeichnet sich jetzt allerdings ab, dass sie von
ihrer Idee abrücken werden, nachdem ihnen die Ausgliederungsbilanz des WVS (Stand 31. 12. 2006) und
die Kosten der Übernahme inklusive der späteren Betriebskosten bekannt gemacht worden sind.

Zwei Gäste hatten sich die Gemeinderäte zu ihrer Sitzung am Dienstagabend in das Mehrzweckgebäude
Pferdsdorf eingeladen: WVS-Werkleiter Heiko Pagel und den Geschäftsführer der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann & Partner AG aus Dreieich, Klaus Dieter Hartmann. Der
Wirtschaftsprüfer hatte die Ausgliederungsbilanz des WVS in die Hand bekommen, um für die Gemeinde
die Zahlen zu prüfen und die Optionen für eine mögliche Übernahme von Wasser und Abwasser
auszuloten. Im Ergebnis stellte Hartmann fest, dass die Übergabe der Versorgungseinrichtungen an ein
Privatunternehmen aufgrund der geringen Größe keinen Sinn mache. Die Gemeinde selbst könne das
Ganze vom WVS übernehmen und es als Regie- oder Eigenbetrieb führen. Sie müsste allerdings im
Gegenzug rund 6,78 Millionen Euro als Ausgleichszahlung an den Verband bezahlen. Bei der
Trinkwasserversorgung könne die Gemeinde nach der Übernahme einen leichten Gewinn erzielen. Man
solle sich aber hüten, diesen als Gebührensenkung an die Verbraucher weiterzugeben, weil man auch im
Trinkwasserbereich an Investitionen nicht vorbei käme und die Finanzdienste bedient werden müssen, so
Hartmann. Im Abwasserbereich würde die Gebühr für die Verbraucher drastisch steigen. Der derzeitige
Kubikmeterpreis für Volleinleiter würde sich von 2,26 auf 6 Euro und der von Teileinleitern von 1,39 auf
3,67 Euro erhöhen. Die Zahlen lösten bei den Zuhörern selbstverständlich keine Begeisterung aus.
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Mehr als zwei Stunden lang dauerten die Ausführungen von Unterbreizbachs Bürgermeister Roland Ernst
sowie von Hartmann und Pagel inklusive der anschließenden Diskussion unter den Gemeinderäten. Zu
einem Entschluss wollten sich die Räte an diesem Abend nicht durchringen. Deshalb stand eine
Beschlussvorlage auch gar nicht auf der Tagesordnung.

WVS-Werkleiter Pagel mahnte aber dringend an, zu einer Entscheidung bis spätestens Ende August zu
kommen. Nur so könne Planungssicherheit bezüglich der Investitionen in der Einheitsgemeinde
Unterbreizbach hergestellt werden. Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben Stichwort
Wasserrahmenrichtlinie wollte der Verband ursprünglich 2010 bis 2014 rund zwei Millionen Euro allein
im Ortsteil Sünna verbauen. Ein Anschluss von Pferdsdorf und Räsa an die zentrale Kläranlage rücke
dagegen nach jetzigem Erkenntnisstand in weitere Ferne. Klar sei hingegen, so Pagel, dass K+S an die
zentrale Unterbreizbacher Kläranlage angeschlossen werde (obwohl das Unternehmen erst vor einigen
Jahren mit staatlicher Unterstützung eine eigene Klärung errichtet hatte). Wenn wir den Anschlusszwang
bei privaten Grundstückseigentümern anwenden können, so der WVS-Chef, wird uns das auch bei einem
Unternehmen gelingen.

Wir sollten die Bevölkerung auch um ihre Meinung befragen, was die Übernahme der WVS-Anlagen in
Gemeindeeigentum angeht, regte Bürgermeister Ernst an. Eine Einwohnerversammlung soll Ende Juni,
spätestens Anfang Juli über die Bühne gehen.

Wohin die Reise wohl gehen wird, machte ein Blick in ein Papier der SPD-Fraktion deutlich, das am
Rande der Gemeinderatssitzung die Runde machte. Der Anstieg der von unserer Bevölkerung zu
erhebenden Gebühren im Abwasserbereich auf etwa den doppelten jetzigen Betrag und die zu leistenden
Ausgleichszahlungen von 5 598 978 Euro, die durch die Gemeinde für den Abwasserbereich beim Austritt
aufzubringen wären, machen deutlich, dass die im Ort durchgeführten Investitionen im Abwasserbereich
für den Haushalt des Ortes als Eigenbetreiber unfinanzierbar sind. Um die finanziellen Mehrbelastungen
der Bürger im Wasser- und Abwasserbereich nicht noch weiter zu steigern und den Gemeindehaushalt
nicht unverhältnismäßig hoch zu verschulden, lehnt unsere Fraktion einen Austritt ab. Es werde allerdings
eine rechtliche Prüfung der Möglichkeit der alleinigen Übernahme nur der Wasserversorgung angeregt,
steht außerdem in der von SPD-Fraktionschef Bernd Niebergall unterzeichneten Stellungnahme. Das
wiederum lehnte WVS-Werkleiter Pagel vehement ab. Entweder ganz oder gar nicht!

Die anderen Fraktionen im Gemeinderat (CDU, FWG, Linke) hielten sich mit ihrer Meinung zum Austritt
bedeckt. tk

Alle Rechte vorbehalten. 
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